
BERLIN

Bund kann Tempelhof offen halten

CDU legt Gutachten aus dem Parlament vor: Regierung könnte Senat Anweisung 

zum Flughafen erteilen

Von Katrin Schoelkopf

Im Streit zwischen Bund und Berlin um den Flughafen Tempelhof kann der Bund ein 

Machtwort sprechen. Zu diesem Schluss kommt eine Stellungnahme des 

wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages, die der Berliner 

Bundestagsabgeordnete der CDU, Peter Rzepka, in Auftrag gegeben hat. 

Danach, so Rzepka, darf der Bund einem Bundesland, das die Stilllegung eines 

Flughafens beabsichtigt, Weisung erteilen. "Die Inanspruchnahme dieses 

Weisungsrechtes ist als reguläres Mittel gedacht, damit sich bei 

Meinungsverschiedenheiten mit den Ländern das vom Bund zu definierende 

Gemeinwohlinteresse durchsetzen kann", sagt Rzepka. Nach Ansicht des 

Bundestagsabgeordneten kann der Bund die vom Senat zum 31. Oktober 2008 geplante 

Schließung Tempelhofs so verhindern und das Offenhalten des City-Airports erzwingen. 

Allerdings ist die Frage des Gemeinwohlinteresses - verfolgt man den Streit zwischen 

Bund und Berlin um den Flughafen - derzeit eher sekundär. Denn im monatelangen Auf 

und Ab des Streits geht es jetzt ums Geld, drohen die bisher vom Senat als positiv 

bewerteten Verhandlungen mit dem Bund über die Finanzierung der hauptstadtbedingten

Sonderaufgaben Schaden zu nehmen.

Verhandlungen sind ins Stocken geraten 

Da Berlin sich nicht darauf einließ, Tempelhof zwecks besserer Vermarktung als 

Flughafen zu erhalten, will der Bund wie bereits berichtet seine Anteile am 

denkmalgeschützten Gebäude (83 Prozent) sowie am Gelände (56 Prozent) an Berlin 

Der Streit um den Flughafen Tempelhof nimmt kein Ende und 

belastet die Verhandlungen zwischen Bund und Senat über die 

Finanzierung der Hauptstadtaufgaben 
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loswerden und hat das Thema Tempelhof in das Verhandlungspaket über die Finanzierung 

der Hauptstadtaufgaben gepackt. Quasi als Gegenleistung Berlins für die vom Bund 

zugesagten 200 Millionen Euro für die Sanierung der Staatsoper und zusätzliche Mittel 

für die innere Sicherheit soll Berlin nun den Flughafen und damit Lasten übernehmen. 

Günther Kolodziej, Sprecher des Berliner Senats, bestätigte gestern, dass die 

Verhandlungen ins Stocken geraten sind, seit der Bund Tempelhof ins Spiel brachte. "Die 

vom Bund gestellten Konditionen sind für Berlin nicht akzeptabel", so Kolodziej. "Ich

bedauere, dass die fortgeschrittenen Kompromisse durch Tempelhof unnötig belastet 

werden." Denn der Bund will Tempelhof nicht zum Nulltarif abgeben, sondern verlangt 

von Berlin einen sogenannten Besserungsschein. Dieses Begehren sei bereits als 

Entgegenkommen und Kompromissvorschlag an Berlin zu werten, hieß es gestern aus 

dem Bundesfinanzministerium. Da sich beide Verhandlungspartner über einen Preis 

offenbar nicht einig wurden, soll der Bund nun über das Instrument des 

Besserungsscheins an den einmal möglichen Erlösen aus der Vermarktung des 

Flughafengeländes beteiligt werden.

Aus dem Finanzministerium hieß es, der Besserungsschein sei ein effizientes Instrument,

das niemanden benachteilige. Dass alle Risiken wie auch die Altlastensanierung dem 

Land Berlin übergeholfen werden sollen, wurde vom Finanzministerium gestern nicht 

bestätigt. Die Altlastenbeseitigung und andere Risiken würden bei den Verhandlungen 

über den Preis des Besserungsscheins berücksichtigt, so ein Ministeriumssprecher. 

Doch der Berliner Senat will sich auf den Deal nicht einlassen, zumal allein die jährlichen 

Betriebskosten für die Immobilie auf 22 bis 25 Millionen geschätzt werden. Der 

Fraktionschef der CDU im Abgeordnetenhaus, Friedbert Pflüger, sagte, Berlin müsse jetzt 

aufpassen, dass es auf der Immobilie nicht sitzen bleibe. 

Allerdings habe der Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD) es mit seiner 

"Sturköpfigkeit" zu verantworten, dass die Verhandlungen über die Finanzierung der

Hauptstadtaufgaben bedroht seien und die Gefahr bestehe, dass Berlin die Zeche zahle.
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